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Verwissenschaftlichung von Gesetzbegründungen auf Bundesebene 

 

Für Deutschland, oder auch länderübergreifend, wurde wiederholt ein Trend der 

Verwissenschaftlichung der Politik festgestellt (Habermas 1968; Schuon 1972; Weingart 1983; 

Münch 1991; Quark 2012; Lin 2013), teilweise sogar der gesamten Gesellschaft (Wehling 

2003). Russ und Schubert konnten in einer Untersuchung der Berichterstattung in Zeitungen in 

Deutschland von 1946 bis 2011, mittels Textmining, jedoch keine Tendenz zur 

Verwissenschaftlichung der Politik feststellen (2016). In der Strafgesetzgebung wird sogar von 

einigen ein Rückgang des Einflusses von Wissenschaft und sogar eine „punitive Wende“ 

gesehen (Schlepper 2014). 

Wenn von Verwissenschaftlichung gesprochen wird, wird die Verwissenschaftlichung dabei 

aber oft nur behauptet oder an schwer erfassbaren Größen festgemacht. Die Zunahme der 

Bedeutung wissenschaftlicher Beratung im Gesetzgebungsprozess wird z.B. an der gestiegenen 

Anzahl an Beratungsgremien des Bundestages oder der Bundesregierung festgemacht. Aber 

deren genaue Anzahl ist schwer zu bestimmen, da das Beratungswesen wenig formalisiert ist 

(Herbold 2007, S. 85). Siefken fand für das Jahr 1990 189 wesentliche Beratungsgremien der 

Bundesregierung, im Jahr 1997 127,  2001 125, 2005 118 und 2009 143 (2016, S. 6). Damit ist 

es zumindest zweifelhaft, von einer stetigen Zunahme der Gremien auszugehen. Und es ist auch 

nicht sicher, was eine zahlenmäßige Zu- oder Abnahme für den Einfluss auf Policy-Prozesse 

zu bedeuten hat. Zu den besten zurzeit verfügbaren Indikatoren gehören noch die Ausgaben der 

Bundesregierung für Beratung, Gutachten und Kommissionen, die Haushaltspläne der 

einzelnen Ressorts sowie kleine Anfragen zur Vergabepraxis (Weingart und Lentsch 2015, S. 

9). Daher wird ein besseres Maß für die Verwissenschaftlichung im Zeitverlauf benötigt. 



Um einen Überblick über mögliche Veränderungen in Politikfeldern und in der Summe der 

Policy-Prozesse sehen zu können, sollen Gesetzesbegründungen auf Bundesebene betrachtet 

werden. Dabei wird angenommen, dass diese Ergebnisse von Aushandlungsprozessen 

darstellen und sich in ihnen Spuren des gesamten Policy-Prozesses finden lassen. Wenn sich 

eine Verwissenschaftlichung beobachten lässt, sollten sich in den Begründungen darauf auch 

Hinweise finden lassen. Dabei müsste sich die Art ändern, wie sich auf Wissen bezogen wird 

(Bonß 2004, S. 37) und die „entscheidungsbezogenen Begründungsstrukturen“ (Lau 1984, S. 

409). 

In dem Papier soll vorgestellt werden, wie diese vermuteten Veränderungen konzeptionell 

erfasst und operationalisiert werden können. Zur Anwendung soll dann eine Kombination aus 

klassischer Inhaltsanalyse und quantitativer Textanalyse gelangen, deren Ergebnisse statistisch 

ausgewertet werden. Um den Grad der Verwissenschaftlichung der einzelnen 

Gesetzbegründung erfassen zu können, wird ein Codebuch entwickelt und Frequenzanalysen 

epistemischer Schlüsselwörter (Krick et al. 2019, S. 4) durchgeführt. 
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